Regelungsbedarf im Abstammungsrecht
Öffentliches Fachgespräch

12. Oktober 2015

16.30 – 18.30 Uhr, PLH E700

Die moderne Reproduktionsmedizin hat vielen Menschen bei der Erfüllung ihres Kinderwunsches geholfen. Seit 1970, als die Bundesärztekammer das Verfahren nicht mehr als standeswidrig erachtete, sind in Deutschland geschätzt mehrere zehntausend Familien durch Samenspenden entstanden. Zu wenig Beachtung wurde hierbei jedoch dem Wohl der Menschen geschenkt, die mithilfe einer Samenspende gezeugt wurden, mit dem Ergebnis, dass das Recht auf Kenntnis eigener Abstammung in der Praxis nur schwer geltend gemacht werden kann. 

Im Zusammenhang mit einer heterologen Samenspende treten auch andere rechtliche Probleme auf. So kann der Status des rechtlichen Vaters von dem Kind jederzeit angefochten werden. Das bedeutet, dass der Samenspender als Vater gerichtlich festgestellt werden kann – mit allen rechtlichen Konsequenzen. 

Daher arbeitet die grüne Bundestagsfraktion an einem Antrag, in dem u.a. eine ausdrückliche Formulierung des Rechts auf Kenntnis eigener Abstammung und ein vereinfachtes Adoptionsverfahren bei Samenspende vorgeschlagen werden soll.

Die deutliche Vereinfachung der Geltendmachung des Anspruchs auf Kenntnis eigener Abstammung einerseits und die Einführung eines vereinfachten Adoptionsverfahrens bei Samenspende andererseits sollen die legitimen Rechte aller Beteiligten stärken. Die mithilfe einer Samenspende gezeugten Personen bekämen somit ein klares Verfahren, um ihre genetische Abstammung zu erfahren und ggbfs. ihre Halbgeschwister kennenzulernen. Darüber hinaus stünden ihnen von Geburt an zwei rechtliche Elternteile bei, die u.a. unterhaltspflichtig wären. Den Wunscheltern würde ihre Elternstellung von vornerein garantiert, mit allen daraus entstehenden Rechten und Pflichten. Da die Elternstellung unanfechtbar wäre, müssten Samenspender mit keinen unerwarteten Unterhaltsforderungen rechnen, was ihre Bereitschaft zur Kontaktaufnahme mit ihren biologischen Kindern erhöhen sollte. 

Über den bestehenden Regelungsbedarf sowie über die potentiellen Lösungsansätze wollen wir u.a. mit den folgenden ExpertInnen diskutieren:
Christina Motejl, Verein Spenderkinder
B. Turner, DI-Netz e.V. - Familiengründung mit Spendersamen
Joachim Lüblinghoff, Deutscher Richterbund
Ann-Kathrin Hosenfeld, Berliner Samenbank

Dr. Petra Thorn, Vorsitzende der Deutschen Gesellschaft für Kinderwunschberatung BKiD & Vorstand des Arbeitskreises Donogene Insemination

Einführung: Katja Keul MdB, Rechtspolitische Sprecherin und Parlamentarische Geschäftsführerin der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN

Moderation: Dr. Harald Terpe MdB, Sprecher für Sucht- und Drogenpolitik
